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In Ihren Händen befindet sich die bereits 60ste Ausgabe unserer Kanz-
leizeitung Steuern & Trends. Über die Jahre hat sich die Kanzleizeitung 
zu einer umfassenden Informationsquelle entwickelt – mittlerweile 
erscheint sie viermal pro Jahr. Mit der letzten Ausgabe haben wir das  
Layout und die Gestaltung angepasst – wir hoffen die Zeitung damit 
noch übersichtlicher und ansprechender gestaltet zu haben.

Neben der Druckversion können wir Ihnen auch unsere Homepage  
www.fritzenwallner-gandler.at als Informationsplattform anbieten. Auf 
unserer Homepage finden Sie monatlich neue Inhalte, alles Wissens-
werte rund um unsere Standorte in Neukirchen und Mittersill sowie 
nützliche Onlinerechner.

In dieser Ausgabe erfahren Sie von unserer Personalverrechnungsabtei-
lung alles rund um die Beendigung von Dienstverhältnissen. Neben den 
bekanntesten Formen wie Kündigung, Entlassung oder Zeitablauf werden 
auch einige Sonderfälle aus unserer praktischen Erfahrung beschrieben. 

In einem anderen Beitrag erfahren Sie die Besonderheiten des Bau- und 
Baunebengewerbes. Bauleistungen, Reverse Charge, Anzahlungs- und 
Schlussrechnungen sowie Haft- und Deckungsrücklässe sollten nach 
diesem Artikel kein Problem mehr darstellen.

Die Änderungen in der Umsatzsteuervoranmeldung sowie eine Über-
sicht über die Möglichkeiten der pauschalierten Gewinnermittlung bil-
den einen weiteren Schwerpunkt dieser Ausgabe.

Neben diesen und weiteren steuerlichen Themen dürfen wir auch noch 
auf einen Beitrag zu den Mittersiller Gesundheitstagen vom 20. bis 24. 
September 2010 hinweisen.

Alle Mitarbeiter wünschen Ihnen viel Spaß beim Durchlesen der aktuel-
len Ausgabe von Steuern & Trends.

Hermann Gandler
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FAKTEN rund ums Bau- und 
Baunebengewerbe in umsatz- 
und einkommensteuerlicher Sicht

Bauleistungen

Laut Umsatzsteuer-Richtlinien wer- 
den Bauleistungen wie folgt erklärt:

Bauleistungen sind alle Leistun-
gen, die der Herstellung, Instand-
setzung, Instandhaltung, Änderung 
oder Beseitigung von Bauwerken 
dienen. Der Begriff des Bauwerkes 
ist weit auszulegen und umfasst 
nicht nur Gebäude, sondern darü-
ber hinaus sämtliche mit dem Bo-
den verbundene oder aus Baustof-
fen hergestellte Anlagen.

Zu den Bauwerken zählen daher 
sämtliche Hoch- und Tiefbauten (zB 
Straßen, Tunnels) und mit dem Boden 
fest verbundene Anlagen, wie zum 
Beispiel Fenster und Türen sowie 
Bodenbeläge und Heizungsanlagen. 
Auch manche Einrichtungsgegen-
stände, wenn sie wiederum mit dem 
Gebäude fest verbunden sind, stel-
len Bauleistungen dar. Hierzu zählen 
beispielsweise Einbauküchen oder 
Gaststätteneinrichtungen.

Folgende Leistungen 
sind KEINE Bauleistungen:

	 Planerische Leistungen (z.B.  
	 Architekt, Vermessungstechniker)

	 Bauaufsicht und Rechnungs- 
	 kontrolle des Planers

	 Beförderungsleistungen

	 Reine Wartungsarbeiten an  
	 Bauwerken oder Teilen von  
	 Bauwerken, solange nicht Teile  
	 verändert werden

	 Materiallieferungen: z.B. Beton,  
	 der auf der Baustelle abgela- 
	 den wird

	 Vermietung von Baugeräten,  
	 z.B. Bagger (Beistellung ohne  
	 Personal)

	 Reparatur- und Wartungsar- 
	 beiten eines Baugerätes

Reverse Charge 
bei Bauleistungen

Lt. §19 Abs. 1a UStG kommt es zum 
Übergang der Steuerschuld auf den 
Empfänger, wenn

	 Bauleistungen (Begriffbestim- 
	 mung siehe links)

	 an einen Unternehmer erbracht  
	 werden,

	 der seinerseits mit der Erbrin- 
	 gung dieser Bauleistung be- 
	 auftragt ist oder der seiner- 
	 seits üblicherweise Bauleis- 
	 tungen erbringt.

Zur Beurteilung, ob ein Unterneh-
mer üblicherweise Bauleistungen 
erbringt, kann die Liste der Statistik 
Austria (www.statistik.at/oenace) 
herangezogen werden. Bei Zweifeln, 
ob eine Bauleistung vorliegt, sollte 
eine einvernehmliche (am Besten 
schriftlich festgehaltene) Behand-
lung zwischen Leistendem und Leis-

Eine Übersicht über die Besonderheiten des Bau- und Baunebengewerbes. 
Bauleistungen, Reverse Charge, Anzahlungs- und Schlussrechnungen 
sowie Haft- und Deckungsrücklässe

Was fällt unter den Begriff der Bauleistungen
Was muss bei Teil- und Schlussrechnungen beachtet werden
Wie unterscheiden sich Haft- und Deckungsrücklass

tungsempfänger festgelegt werden.
Im Falle einer Bauleistung hat der 
leistende Unternehmer die Rech-
nung ohne Umsatzsteuer (netto) 
auszustellen und folgende zusätz-
lichen Rechnungsbestandteile an-
zugeben:

	 Angabe der Umsatzsteuer- 
	 Identifikationsnummer des
 	 Leistungsempfängers

	 Hinweis auf den Übergang der  
	 Steuerschuld auf den Leis- 
	 tungsempfänger gemäß UstG  
	 §19 Abs.1a

Anzahlungs- bzw. Teil-
rechnungs-Schlussrech-
nungsproblematik

Bei Anzahlungen vor Lieferung bzw. 
Fertigstellung gilt zwingend die Ist-
besteuerung, was bedeutet, dass 
Anzahlungen/Teilzahlungen erst zum 
Zeitpunkt der Vereinnahmung (Zah-
lung) der Umsatzsteuer unterliegen. 

Beispiel:
1. TR wurde mit Rechnungsdatum 
15.05. über € 12.000,– ausgestellt,
Zahlung erfolgte am 16.07.
Steuerschuld entsteht am 16.07.

Beachte: Auf der Teil- oder Anzah-
lungsrechnung muss auch der Leis-
tungszeitraum vermerkt sein. Sollte 
noch keine Leistung erbracht wor-
den sein, genügt ein Hinweis über 
den voraussichtlichen Zeitraum.

Bei der Erstellung der Schlussrech-
nung ist Folgendes zu beachten:
Die vorangegangenen vereinnahm-
ten Teilbeträge und die darauf ent-
fallenden Steuerbeträge sind von 
der Gesamtsumme abzuziehen.

Es genügt aber auch, wenn der Gesamtbetrag der voraus gezahlten Teilbeträge und die darauf entfallenden Steuer-
beträge in einer Summe abgesetzt werden.

Entgelt USt (20%) brutto

Endrechnungsbetrag 9.000.000,–  1.800.000,– 10.800.000,–

Abschlagszahlungen

05.06.2010 - 1.500.000,– - 300.000,– -1.800.000,–

08.07.2010 - 2.000.000,– - 400.000,– - 2.400.000,–

03.08.2010 - 3.000.000,– - 600.000,– - 3.600.000,–

Restforderung 2.500.000,– 500.000,– 3.000.000,–

Entgelt USt (20%) brutto

Endrechnungsbetrag 9.000.000,–  1.800.000,– 10.800.000,–

Abschlagszahlungen

5.6.,8.7.+

3.8.2010 - 6.500.000,– - 1.300.000,– - 7.800.000,–

Restforderung 2.500.000,– 500.000,– 3.000.000,–

Beispiel:

Beispiel:
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Beachte:
Unterbleibt in der Schluss- bzw. 
Endrechnung die Absetzung der 
vereinnahmten Teilentgelte und der 
darauf entfallenden Steuerbeträge, 
so schuldet der Unternehmer die 
Steuerbeträge aufgrund des Aus-
weises in der Rechnung. Das be-
deutet, dass die Beträge doppelt 
versteuert werden müssten (1 x bei 
den einzelnen Teilrechnungen bzw. 
Teilzahlungen und 1 x aufgrund der 
Schlussrechnung).

Haftrücklässe / 
Deckungsrücklässe

Haftrücklässe und Deckungsrück-
lässe dienen zur Sicherstellung all-
fälliger Garantiearbeiten. Sie werden 
zwischen Bauherrn und der ausfüh-
renden Baufirma vereinbart.
Deckungsrücklässe werden von den 
Teilrechnungen gerechnet (meis-
tens 10%).
Der Haftrücklass wird als Teilbetrag 
der Schlussrechnung zurückbehal-

ten (meistens 5%) und ist je nach 
Vereinbarung meist erst nach 3-5 
Jahren zur Zahlung fällig. Haftrück-
lässe werden sehr häufig durch Aus-
stellung von Bankgarantien ersetzt.

Auftraggeberhaftung

Zur Auftraggeberhaftung verweisen 
wir auf unsere Klientenzeitung Aus-
gabe Nr. 56 vom September 2009.

Gabi Foidl

Neue Krankenversicherungspflicht 
für ausländische Pensionen 
bringt Kürzung

Zahlscheingebühren sind unzulässig!

Die EU Verordnung ermöglicht eine 
Vorschreibung der Krankenversi-
cherungsbeiträge für Auslandspen-
sionen ab 01.05.2010, vorläufig be-
schränkt auf Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union. Eine Auswei-
tung des Anwendungsbereiches auf 

die Staaten des Europäischen Wirt-
schaftsraumes EWR und die Schweiz 
wird voraussichtlich im Laufe des 
nächsten Jahres erfolgen. Eine Aus-

weitung auf Drittstaatsangehörige 
ist in einem Jahr geplant. Die Kran-
kenversicherungsbeiträge sind von 
ausländischen Renten einzuheben, 
wenn Österreich für die Erbringung 
von Krankenversicherungs-Leistun-
gen zuständig ist.

Es sind ausschließlich „staatliche“ 
ausländische Pensionen zur Berech-
nung heranzuziehen, nicht jedoch 
Privatpensionen, Betriebspensionen 

sowie Waisenpensionen. Im Sep-
tember wird ein österreichweit ein-
heitliches Verständigungsschrei- 
ben an die Betroffenen versendet, 
mit der Aufforderung, den vollstän-
digen und aktuellen Stand der be-
zogenen Renten bekannt zu geben. 
Eine Nachverrechnung der Kranken-
versicherungsbeiträge wird von der 
zuständigen Krankenkasse rückwir-
kend per 01.05.2010 erfolgen.

Rund zwei Millionen österreichi-
sche Pensionisten zahlen für ihre 
gesetzliche Krankenversicherung 
5,1 Prozent ihrer Bruttopension. 
Im Gegensatz dazu haben Pensio-
nisten, die einen Teil ihrer Pension 
aus dem Ausland beziehen, keine 

Immer wieder wurden in der Vergan-
genheit in Rechnungen zunehmend 
Zahlscheingebühren ungefragt aus- 
gewiesen. Überall dort, wo man 
regelmäßig Rechungen bekommt, 
wie etwa bei Mobilfunkunterneh-
men, Zeitschriftenabonnements 
aber auch von Hausverwaltungen 
für die Mietenzahlungen wurde man 
– ungefragt - vor die Wahl gestellt, 
entweder einen Bankeinziehungs-
auftrag zu erteilen oder die Zahl-
scheingebühr zusätzlich auf der Re-
chung ausgewiesen zu bekommen.

Mit dieser Vorgangsweise haben 
die Gerichte jetzt kurzen Prozess 

gemacht: Sowohl das Oberlandes-
gericht Wien als auch das Handels-
gericht Wien haben unter Berufung 
auf das neue Zahlungsdienstege-
setz zur Frage der Unzulässigkeit 
von sogenannten Zahlscheinge-
bühren Stellung genommen.

Der eindeutige Gesetzeswortlaut 
des § 27 Abs. 6 ZaDiG (Zahlungs-
dienstegesetz) verbietet – so das 
OLG – die Verrechnung sog. Zahl-
scheingebühren. Nach jener, im 
November 2009 in Kraft getretenen, 
Bestimmung ist die Erhebung von 
Entgelten durch den Zahlungsemp-
fänger im Falle der Nutzung eines 

bestimmten Zahlungsinstruments 
unzulässig. Dieses Verbot bedeutet 
nach Ansicht des OLG Wien jeden-
falls, dass keine Mehrgebühren für 
Zahlungen mittels Bankomat oder 
Kreditkarte gegenüber Barzah-
lungen verlangt werden dürfe. Es 
umfasse dem Wortlaut nach aber 
auch die Überweisungen mittels 
Zahlschein. Das OLG verweist dabei 
auch auf die mittlerweile überwie-
gend vertretene Auffassung in der 
Literatur, dass das Verbot auch die 
bislang üblichen „Erlagscheinge-
bühren“ miteinbeziehe.

Mag. Julian Holleis

Krankenversicherungsbeiträge für 
den ausländischen Teil ihrer Pensi-
on bezahlt, die Leistungen jedoch 
sehr wohl in Österreich in Anspruch 
genommen. Aus Sicht der Kranken-
kassen beseitigt die EU-Verord-
nung damit eine Ungerechtigkeit 

für die inländischen Beitragszah-
ler. Die Mehreinnahmen für die 
Krankenkassen von geschätzten  
23 Mio. Euro pro Jahr für ganz  
Österreich sichern unter ande-
rem die Leistungen der Versicher-
ten. Für die Bezieher einer aus-

ländischen Pension bedeutet die  
Neuregelung in jedem Fall eine  
Kürzung der bisher bezogenen  
Entgelte.

Mag. Julian Holleis

Mit einer neuen EU Verordnung werden erstmals ausländische Pensionen 
in Österreich krankenversicherungspflichtig.

Vorsicht bei zusätzlichen Belastungen

ausländische Pensionen werden Beitragspflichtig
von ausländischen staatlichen Pensionen werden 
5,1 % als Krankenversicherungsbeitrag eingehoben
vorläufige Beschränkung auf Mitgliedsstaaten der EU

Wir 
Gratulieren

Kurt Schöppl 
zu seinem 40. Geburtstag
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CMC Masters Club beim 
Constantinus Day 2010

Internationale TopVertreter/innen beim 
CMC Masters Club in Bregenz 

Interessante Studienergebnisse und Impulsstatements zur aktuellen Situ-
ation an den unterschiedlichen Beratermärkten in Europa gaben die inter-
nationalen Top-Vertreter/innen von ICMCI,  Janko Arah (Slowenien), Peter 
Csakvari (Ungarn), Brian Ing (Großbritannien), Bogdan Pletea (Rumänien), 
Prof. Dr. Andreas E. Steinmann (Schweiz) und Elena Yuzkova (Ukraine), pro-
fessionell moderiert durch Dr. Ilse Ennsfellner, Vizepräsidentin des interna-
tionalen Beraterdachverbandes ICMCI. 

Die begehrten Zertifikate zum „Certified Management Consultant“ wurden an 
weitere sieben Berater/innen verliehen, die sich zuvor durch den Nachweis 
langjähriger Berufserfahrung, laufender Weiterbildung, fundierter Kennt-
nisse im Bereich der Prozessgestaltung sowie ein hohes Maß an sozialer 
Kompetenz und ein erfolgreich absolviertes Hearing vor einer unabhängigen 
Kommission qualifiziert hatten. 

Wir gratulieren: 
Sadik Andak, Ing. Mag. Claus Eisenhut, DI (FH) Horst Gamperl  
Bernhard Gruber, Brigitte Hainzer, Mag.ª Pia Krismer, Rupert Rieger

Pauschalierung – 
das Steuersparallheilmittel?

Was bedeutet Pauschalierung eigentlich?

Pauschalierung im steuerlichen Sinne bedeutet, dass 
einerseits für Zwecke der Berechnung der Einkünfte 
die Betriebsausgaben und andererseits betreffend der 
Umsatzsteuer die Vorsteuerbeträge in „pauschaler“ 
Form ermittelt werden können, wobei gewisse Vorteile 
(siehe nächster Punkt) erzielt werden können. 
Dies bedeutet, dass eine Pauschalierung sowohl für 
Zwecke der Berechnung der Einkommensteuer als 
auch der Umsatzsteuer angewandt werden kann.

Vorteile der Pauschalierung

Die Vorteile der Pauschalierung liegen in 

	� geringeren formalen Vorschriften betreffend der 
Aufzeichnungen,

	� einer einfacheren Ermittlung der Betriebsausga-
ben und der abziehbaren Vorsteuerbeträge

	 in der Möglichkeit Ausgaben pauschal anzusetzen,  
	 welche in dieser Höhe unter Umständen nicht  
	 angefallen sind.

Regelungen betreffend 
die Einkommen- und Umsatzsteuer

Die Bestimmungen hinsichtlich der Pauschalierung 
betreffend der Einkommensteuer findet man im § 17 
Einkommensteuergesetz 1988 sowie in diversen Ver-
ordnungen zu diesem Paragraphen. Im Umsatzsteuer-
gesetz finden sich die Bestimmungen hinsichtlich der 
Pauschalierung im § 14 des Umsatzsteuergesetzes 
1988 sowie in diversen Verordnungen, welche weiter-
gehende Bestimmungen enthalten. Die Entscheidung 
für eine „Pauschalierung“ bei der Ermittlung der Ein-
künfte für die Veranlagung zur Einkommensteuer hat 

keinerlei Auswirkung für eine Pauschalierung der Um-
satzsteuer. Der Steuerpflichtige kann sich somit aus-
suchen, bei welchen Steuern er eine pauschale Ermitt-
lungsform in Anspruch nehmen möchte. 

Einstufung der Pauschalierung 
für einkommensteuerliche Zwecke

Die Pauschalierung ist eine Art der Einnahmen-Ausga-
benrechnung. Dies bedeutet, dass falls man eine „dop-
pelte“ Buchhaltung führt, man zuerst auf eine Einnah-
men-Ausgaben-Rechnung umsteigen muss, um dann 
die Pauschalierung anwenden zu können. Ein Umstieg in 
der Gewinnermittlung bedeutet, dass eine Übergangs-
gewinnermittlung aufgestellt werden muss und erst in 
weiterer Folge eine Pauschalierung möglich ist. Erfolgte 
die Gewinnermittlung im Vorjahr im Rahmen einer Bilanz, 
so muss gemäß den allgemeinen Bestimmungen des § 4 
Abs. 10 EStG 1988 ein Übergangsgewinn ermittelt wer-
den. Diesfalls ist ein Übergangsgewinn/verlust mit der 
Pauschalierung nicht abgegolten, sondern zusätzlich 
zum pauschalierten Gewinn (Verlust) im ersten Gewinn-
ermittlungszeitraum, in dem die Pauschalierung Anwen-
dung findet bzw. im Fall eines Übergangsverlustes im 
ersten und in den folgenden sechs Gewinnermittlungs-
zeiträumen anzusetzen. Wird der Gewinn bereits in den 
Vorjahren in Form einer „Einnahmen-Ausgaben-Rech-
nung“ ermittelt, so ist kein „Umstieg“ in der Gewinner-
mittlung notwendig, da die Pauschalierung eine Unter-
form der „Einnahmen-Ausgaben-Rechnung“ darstellt. 

Anwendungsbereich Einkommensteuer

Grundsätzlich gibt es bei der Einkommensteuer hin-
sichtlich der Einkunftsermittlung
 
	 einen in Verordnungen bestimmten und

	 einen allgemeinen Anwendungsbereich.

In dieser Serie an Artikeln soll in vertiefter Form und umfassender Weise auf 
die Möglichkeiten einer pauschalierten Einkommens- bzw. Umsatzbesteuerung 
eingegangen werden.



steuern und trends10 steuern und trends 11

Beendigungsgründe 
von Dienstverhältnissen

Erfahrungsgemäß fällt im Arbeits- 
alltag die Unterscheidung zwischen 
den unterschiedlichen Beendi-
gungsarten von Dienstverhältnis-
sen nicht leicht. Die Abmeldung mit 
einem unrichtigen Abmeldegrund 
kann jedoch zu unangenehmen 
Konsequenzen u.a. im Sinne von 
Arbeiterkammerfällen führen. Um 
diese zu vermeiden, ist eine genaue 
Unterscheidung der Beendigungs-
gründe wichtig, bei der die folgende 
Übersicht helfen soll.

1. Zeitablauf bei einem 
befristeten Dienstverhältnis

Ein auf eine bestimmte Zeit einge-
gangenes Arbeitsverhältnis endet 
mit Ablauf der vertraglich vereinbar-
ten Zeit. Sofern der Dienstgeber den 
Dienstnehmer nicht über den End-
zeitpunkt hinaus weiterbeschäfti-
gen will, sollte er dem Dienstnehmer 
um Unklarheiten zu vermeiden vor 
Ende der Befristung bekannt geben, 
dass das Dienstverhältnis nicht  

verlängert wird.
Wurde die Zulässigkeit einer allfälli-
gen vorzeitigen Kündigung des be-
fristeten Dienstverhältnisses nicht 
ausdrücklich vereinbart, kann ein 
befristetes Dienstverhältnis wäh-
rend der Befristung nicht gekündigt 
werden. Eine einvernehmliche Lö-
sung oder Entlassung bzw. Austritt 
ist jedoch auch während der Befris-
tung möglich.
Befristete Dienstverhältnisse mit 
Schwangeren, bei denen der ver-
einbarte Endzeitpunkt noch vor dem 
Beginn des Mutterschutzes liegt, 
verlängern sich grundsätzlich von 
Gesetz wegen bis zum Beginn des 
Mutterschutzes, es sei denn die 
Befristung kann sachlich gerecht-
fertigt werden (zB Saisonende, Ka-
renzvertretung).

2. Tod des Dienstnehmers

Der Dienstnehmer ist zur persön-
lichen Dienstleistung verpflichtet. 
Daraus folgt, dass durch den Tod 

des Dienstnehmers das Dienstver-
hältnis automatisch beendet wird.

3. Einvernehmliche Lösung

Die einvernehmliche Lösung ist eine 
zwischen Dienstgeber und Dienst-
nehmer getroffene Vereinbarung, 
durch die das Dienstverhältnis an 
einem festgelegten Termin been-
det wird. Die einvernehmliche Auf-
lösung des Dienstverhältnisses ist 
grundsätzlich jederzeit, ohne Ein-
haltung einer Frist und eines Ter-
mins möglich. Aus Beweisgründen 
sollte eine einvernehmliche Lösung 
immer schriftlich vereinbart werden. 
In gewissen Fällen (Schwanger-
schaft, Karenz, Einberufungsbefehl 
erhalten, Lehrlinge) sind beson-
dere Formerfordernisse zu erfüllen 
und teilweise auch zusätzliche Be-
scheinigungen zu erbringen. 

Eine einvernehmliche Auflösung 
während eines Krankenstandes 
mit nachfolgender Wiedereinstel-

Personal
verrechnung

Erfahrungsgemäß fällt im Arbeitsalltag die Unterscheidung zwischen den 
unterschiedlichen Beendigungsarten von Dienstverhältnissen nicht leicht. 
Wir geben Ihnen eine kleine Übersicht.

In Verordnungen sind derzeit die folgenden „Betriebs-
formen“ genau geregelt:

	 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft

	 Gaststättengewerbe

	 Lebensmittelhandel

	 Drogisten

	 Handelsvertreter

	 Künstler, Schriftsteller

	 Sportler

	 Pauschalierung von Werbungskosten

	 Individualpauschalierung

Einstufung der Pauschalierung 
für umsatzsteuerliche Zwecke

Grundsätzlich gibt es bei der Umsatzsteuer hinsichtlich 
der Ermittlung der Vorsteuerbeträge einen 

	 allgemeinen Anwendungsbereich und

	� einen in Verordnungen bestimmten Anwendungs-
bereich.

In Verordnungen sind derzeit folgende „Betriebsfor-
men“ geregelt: 

	 Freiberuflich tätige Unternehmer

	� Nichtbuchführungspflichtige Handels- und Gewer-
betreibende

	 Gemeinnützige Einrichtungen

Anwendungsvoraussetzungen

Ein Umstieg in der Gewinnermittlung ist dann nicht 
möglich, wenn gewisse Bedingungen nicht eingehal-
ten oder Voraussetzungen nicht gegeben sind. 

So gibt es im Bereich des Handelsrechts Regeln, wel-
che eine verpflichtende doppelte Gewinnermittlung 

(z.B. bei Umsätzen über € 700.000,–) vorschreiben und 
dadurch einen Umstieg unmöglich machen.

Einkommensteuerrecht

Anwendungsvoraussetzungen im Einkommensteuer-
recht sind, dass

	 keine Buchführungspflicht besteht,

	� Einkünfte aus einer bestimmten Einkommensart 
oder einer bestimmten Tätigkeit stammen,

	 Umsatzgrenzen eingehalten werden, 

	� erklärt wird, dass man die Pauschalierung in An-
spruch nehmen will.

Umsatzsteuerrecht

Anwendungsvoraussetzungen im Umsatzsteuerrecht 
sind, dass

	� die Bestimmungen für Pauschalierungen im Ein-
kommensteuerrecht eingehalten werden,

	� bestimmte Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten betragsmäßig überschritten werden,

	� Wareneingangsbücher oder andere Aufzeichnun-
gen geführt werden.

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass 
sofern der Steuerpflichtige seinen Gewinn in Form ei-
ner „Einnahmen-Ausgaben-Rechnung“ also gemäß § 4 
Abs. 3 EStG 1988 ermitteln könnte, er bei Vorliegen 
weiterer besonderer Voraussetzungen die Pauscha-
lierungsmöglichkeiten des Einkommen- und Umsatz-
steuergesetzes in Anspruch nehmen kann.

Im nächsten Teil wird konkret auf die einzelnen Pau-
schalierungsformen eingegangen, schwerpunktmäßig 
auf die allgemeine Pauschalierungsform samt Ver-
gleichsrechnungen, welche zeigen sollen, inwieweit 
die Anwendung einer pauschalierten Einkunftsermitt-
lung bzw. pauschalierten Ermittlung der Vorsteuer Ge-
staltungsmöglichkeiten bietet.

Mag. Bernd Maier
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lungszusage bzw. tatsächlicher 
Wiedereinstellung wird seitens 
der Gebietskrankenkasse als ein 
Scheingeschäft zur Umgehung der 
Entgeltfortzahlung gesehen und ist 
somit nicht möglich.

4. Lösung während 
der Probezeit

Nur sofern eine Probezeit verein-
bart wurde oder gesetzlich bzw. 
im Kollektivvertrag vorgesehen ist, 
kann das Dienstverhältnis während 
der Probezeit jederzeit von beiden 
Vertragsteilen ohne Einhaltung von 
Fristen und Terminen und ohne Vor-
liegen von Gründen gelöst werden.

Die Lösung während der Probe-
zeit ausschließlich wegen einer 
Schwangerschaft der Dienstneh-
merin ist jedoch nicht möglich.

5. Kündigung

Durch den Ausspruch einer Kündi-
gung durch den Dienstgeber oder 
durch den Dienstnehmer (einseiti-
ge Erklärung!) wird ein unbefriste-
tes Dienstverhältnis zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt beendet. Bei 
der Festlegung dieses Zeitpunkts  
(= Kündigungstermin) muss die da-
vor liegende gesetzlich, kollektiv-
vertraglich oder vertraglich gere- 
gelte Kündigungsfrist berück-
sichtigt werden. Gründe, die zum 
Ausspruch der Kündigung führen, 
müssen nicht angegeben wer-

den. Spricht aber der Dienstgeber 
die Kündigung aus, ist bei den be-
sonders kündigungsgeschützten 
Dienstnehmern (z.B. Schwangere, 
Präsenzdiener, begünstigt Behin-
derte) das Vorliegen eines Grundes 
und eine vorher eingeholte gericht-
liche Zustimmung erforderlich.
Der Tag, an dem die Kündigung aus-
gesprochen wird, bzw. die Tage der 
postalen Zustellung einer schriftli-
chen Kündigung, wobei die Schrift-
form unbedingt zu empfehlen ist, 
sind nicht in die Kündigungsfrist 
einzurechnen. Die Kündigungser-
klärung muss dem Vertragspartner 
fristgerecht zugehen. Bei persönli-
cher Übergabe der Kündigung ist es 

ratsam sich die Übergabe schriftlich 
bestätigen zu lassen. Eine Zustim-
mung des Vertragspartners zur Kün-
digung ist dabei nicht erforderlich. 
Mündliche (telefonische) Kündigun-
gen sollten unbedingt im Beisein  
eines Zeugen erklärt werden.
Bei Nichteinhaltung der Kündi-
gungsfrist und/oder des Kündi-
gungstermins durch den Dienst-
geber hat der Dienstnehmer 
grundsätzlich Anspruch auf Kün-
digungsentschädigung. Hält der 
Dienstnehmer Kündigungsfristen 
und -termine nicht ein, so wird die 
Beendigung als unberechtigter  
vorzeitiger Austritt gesehen.

Anspruch auf Postensuchtage: Bei 
Kündigung durch den Dienstgeber 
ist dem Dienstnehmer grundsätz-

lich während der Kündigungsfrist 
wöchentlich mindestens ein Fünf-
tel seiner regelmäßigen Arbeitszeit 
(Normalarbeitszeit + durchschnitt-
liche Mehrarbeitsstunden / Über-
stunden) bezahlt freizugeben, aber 
nur sofern er dies verlangt und der 
Kollektivvertrag nichts Gegenteili-
ges regelt.

Sonderfall Kündigung 
im Krankenstand
Sowohl Dienstgeber als auch 
Dienstnehmer können während des 
Krankenstands unter Einhaltung 
der festgelegten Kündigungsfris-
ten und -termine kündigen. Spricht 
der Dienstgeber die Kündigung aus, 
bleibt der Anspruch auf Fortzahlung 
des Krankenentgelts für die gesetz-
liche Dauer über den Kündigungs-
termin hinaus bestehen.
Da der Kündigungsausspruch emp-
fangsbedürftig ist, muss im Fal-
le der Dienstgeberkündigung der 
Dienstgeber dafür Sorge tragen, 
dass der Dienstnehmer die Kündi-
gung auch bei Bettlägrigkeit oder 
Krankenhausaufenthalt zugestellt 
bekommt (z.B. durch Boten oder 
persönlich).

6. Entlassung

Setzt der Dienstnehmer einen wich-
tigen Grund, der es dem Dienstgeber 
unzumutbar erscheinen lässt, den 
Dienstnehmer weiter zu beschäf-
tigen, kann der Dienstgeber die 
Entlassung aussprechen. Die Ent-
lassung muss unverzüglich (gleich 
nach Bekanntwerden des Ent-
lassungsgrundes) ausgesprochen 
werden und beendet das Dienst- 
verhältnis mit sofortiger Wirkung. 
Auf keinen Fall darf der Dienst-
nehmer nach Kenntnis des Entlas-
sungsgrundes weiterbeschäftigt 
werden. Dies bedeutet einen Ver-
zicht auf das Entlassungsrecht. Hat 

der Dienstgeber zunächst nur einen 
begründeten Verdacht, aber noch 
keine konkreten Beweise oder will 
sich der Dienstgeber noch rechtlich 
informieren, sollte er den Dienst-
nehmer bis zum Vorliegen der erfor-
derlichen Beweise oder Informatio-
nen arbeitsfrei stellen.
Der Dienstgeber ist nicht verpflich-
tet, die Entlassung zu begründen. 
Aus Beweisgründen ist die Schrift-
form zu empfehlen, wobei darauf 
zu achten ist, dass die Entlassung 
dann erst mit Zustellung wirksam 
wird. Der Entlassungsgrund muss 
nachweislich zum Zeitpunkt des 
Ausspruchs der Entlassung bereits 
vorgelegen sein.
Die wichtigsten Entlassungsgründe 
sind grundsätzlich Diebstahl, Ver-
untreuung, Verrat von Geschäfts-
geheimnissen, Arbeitsunfähigkeit, 
beharrliche Pflichtenvernachlässi-
gung, längere Freiheitsstrafe, Tät-
lichkeiten oder Ehrenbeleidigungen 
etc. Einige dieser Gründe stellen je-
doch erst im Wiederholungsfall und 
nach mehrmaliger Verwarnung ei-
nen gerechtfertigten Entlassungs-
grund dar.
Bei entlassungsgeschützten Dienst- 
nehmern (z.B. Schwangere, Präsenz-
diener) sind bestimmte Bestands-
schutzbestimmungen zu beachten.
Liegt kein Entlassungsgrund vor 
oder wird die Entlassung verspätet 
ausgesprochen, handelt es sich um 
eine unbegründete Entlassung, die 
grundsätzlich zu einem Anspruch 
auf Kündigungsentschädigung sei-
tens des Dienstnehmers führt.

7. Vorzeitiger Austritt

Setzt der Dienstgeber einen wich-
tigen Grund, der es dem Dienst-
nehmer unzumutbar erscheinen 
lässt, das Dienstverhältnis fortzu-
setzen, kann der Dienstnehmer mit 
sofortiger Wirkung austreten und 
grundsätzlich einen Anspruch auf 

Kündigungsentschädigung geltend 
machen.
Die wichtigsten Austrittsgründe 
sind grundsätzlich ungebührliches 
Schmälern des Entgelts, Vorent-
halten des gebührenden Entgelts, 
Verletzung der Vertragsbestim-
mungen, Tätlichkeiten oder Eh-
renbeleidigungen, gesundheitliche  
Schädigung etc. Einige dieser Grün-
de stellen jedoch erst im Wieder-
holungsfall und nach mehrmaliger 
Verwarnung einen berechtigten 
Austrittsgrund dar.
Der Dienstnehmer ist verpflichtet, 
den vorzeitigen Austritt zu begrün-
den. Liegt kein gerechtfertigter 
Austrittsgrund vor, handelt es sich 
um einen unberechtigten vorzei-
tigen Austritt. Liegt dieser vor, so 
verliert der Dienstnehmer diverse 
finanzielle Ansprüche (z.B. Verlust 
der Urlaubsersatzleistung für das 
laufende Jahr, Rückzahlung von 
anteilsmäßig zuviel konsumiertem 
Urlaub etc.) und kann ggf. schaden-
ersatzpflichtig werden.

Sonderfall nachrichtenloses 
Fernbleiben eines Dienstnehmers
Aus dem bloßen Nichterscheinen 
des Dienstnehmers am Arbeitsplatz 
dürfen keine falschen Schlüsse 
gezogen werden. Weder darf der 
Dienstgeber dem Dienstnehmer 
einen vorzeitigen Austritt unter-
stellen noch liegt automatisch ein 
Entlassungsgrund vor, weshalb 
der Dienstgeber weitere Nachfor-
schungen vornehmen muss, ob der 
Dienstnehmer gegebenenfalls auf-
grund eines Krankenstandes dem 
Dienst fernbleibt. Lässt sich weder 
durch einen telefonischen Anruf 
beim Dienstnehmer noch durch 
eine Anfrage bei der zuständigen 
Bezirksstelle der Gebietskranken-
kasse kurzfristig Klarheit schaffen, 
empfiehlt es sich, dem Dienstneh-
mer einen eingeschriebenen Brief 
zukommen zu lassen, indem er auf-

gefordert wird, unverzüglich den 
Dienst wieder anzutreten und seine 
Verhinderungsgründe bekannt zu 
geben, da andernfalls der Dienst-
geber von einem unberechtigten 
Austritt ausgeht. Bleibt das Schrei-
ben bis zu einer bestimmt ange-
gebenen Frist unbeantwortet, so 
sollte mit der Abmeldebestätigung 
(Beendigungsgrund unbegründeter 
vorzeitiger Austritt) noch ein wei-
terer eingeschriebener Brief an den 
Dienstnehmer gesendet werden, in 
dem verankert ist, dass die Abmel-
dung aufgrund der Annahme erfolgt 
ist, dass er ohne Grund dem Dienst 
fernbleibt. Wenn der Dienstgeber 
das Dienstverhältnis jedenfalls be-
endigen möchte, dann sollte in die-
sem Schreiben noch festgehalten 
werden, dass gleichzeitig eine frist-
lose Entlassung ausgesprochen 
wird, wenn von Seiten des Dienst-
nehmers kein ungerechtfertigter 
vorzeitiger Austritt vorliegen sollte. 
Das große Problem bei dieser The-
matik besteht darin, dass die Ver-
letzung der Meldepflicht eines Kran-
kenstandes und die Nichtvorlage 
einer Krankenstandsbestätigung ei- 
ne Entlassung nicht rechtfertigen 
können, sondern eine diesbezüg-
liche Säumnis lediglich zu einem 
Verlust des Entgeltfortzahlungsan-
spruches für die Dauer der Säumnis 
führt. Auch im Fall einer erst ver-
spätet vorgelegten Krankenstands-
bescheinigung kann die Annahme 
eines unbegründet vorzeitigen Aus-
tritts widerlegt (Problem Wieder-
aufleben des Dienstverhältnisses) 
bzw. kann eine ausgesprochene 
Entlassung zu einer ungerechtfer-
tigten werden (Problem Anspruch 
Kündigungsentschädigung, Abfer-
tigung alt). Sollte der Dienstnehmer 
überraschenderweise wieder zum 
Dienst zurückkehren, so gibt es für 
den Dienstgeber noch immer die 
Möglichkeit des Ausspruches einer 
Entlassung, sofern der Dienstneh-

Welche Arten der Beendigung eines 
Dienstverhältnisses gibt es
Wann müssen spezielle Fristen bei der Beendigung 
eines Dienstverhältnisses beachtet werden
Welche Folgen ergeben sich durch die verschiedenen 
Beendigungsformen für den Arbeitgeber und -nehmer
Was müssen Sie als Dienstgeber besonders beachten
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Team der Personalverrechnung 
Eva Lachmayer, Marion Lackner, Kurt Schöppl und MMag. Barbara Stemper

Versicherungsschutz bei geringfügiger Beschäftigung

Dienstverhältnis neben Arbeitslosengeldbezug

Die „geringfügige Beschäftigung“ ist sehr beliebt und verbreitet. Dabei darf der Dienstnehmer im Monat nicht mehr 
als 366,33 € (2010) verdienen. Jedoch ist der geringfügig beschäftigte Dienstnehmer aus seinem Dienstverhältnis 
nur unfallversichert. Es besteht keine Krankenversicherung, Arbeitslosenversicherung oder Pensionsversicherung. 

Es gibt jedoch eine Möglichkeit, sich – neben einer geringfügigen Beschäftigung - selbst in der Kranken- und 
Pensionsversicherung zu versichern. Dazu ist ein Antrag auf Selbstversicherung bei der GKK zu stellen (gem. § 19a 
ASVG). Die Kosten belaufen sich pro Monat auf 51,69 €. (Stand 2010) In diesem Fall hat der Dienstnehmer Anspruch 
auf Krankengeld in der Höhe von 4,38 € täglich und Wochengeld in der Höhe von 7,91 € täglich. Eine Selbstversi-
cherung in der Arbeitslosenversicherung ist allerdings nicht möglich.

Sollten Ihre Dienstnehmer von dieser Möglichkeit Gebrauch machen wollen, helfen wir Ihnen gerne mit der Bereit-
stellung des betreffenden Formulars.

Oft wird von Arbeitslosengeldbeziehern befürchtet, dass durch eine Erwerbstätigkeit automatisch der Anspruch 
auf Arbeitslosengeld erlischt und dieses zurückzuzahlen ist. Dies trifft nicht auf alle Arten von Erwerbstätigkeit 
zu. Eine geringfügige Beschäftigung (Entgelt max. 366,33 € pro Monat) ist möglich, ohne den Leistungsanspruch 
zu verlieren. 

Es gibt folgende Voraussetzungen dafür: 

	 Das AMS muss über die geringfügige Tätigkeit informiert werden.  
	
	 Sollte die geringfügige Beschäftigung beim selben Arbeitgeber angetreten werden, bei dem der Dienst-
	 nehmer zuvor beschäftigt war, muss mindestens ein Monat zwischen den beiden Dienstverhältnissen liegen.

Wenn Sie uns gleich bei der Anmeldung Ihres geringfügig beschäftigen Dienstnehmers mitteilen, dass er Arbeits-
losengeldbezieher ist, machen wir gerne die Meldung inkl. Lohnbescheinigung an das AMS für Sie.

Kurz Notiert: 

Kurz Notiert: 
mer seine Fehltage nicht rechtfer-
tigen kann. Allerdings ist zu beden-
ken, dass bei ordnungsgemäßem 
Wiederantreten zum Dienst ein 
allfälliger Entlassungsgrund durch 
Verzeihen verwirkt wird. Deshalb ist 
der Dienstnehmer VOR Dienstantritt 
im Büro der Firmenleitung oder Per-
sonalbüro zu seinem Fernbleiben zu 
befragen. Wenn der Dienstnehmer 
behauptet eine Krankenstandsbe-

stätigung zu Hause zu haben, muss 
er aufgefordert werden, diese so-
fort zu bringen. Falls er angibt, dass 
keine Bestätigung existiert bzw. er 
keinen Nachweis für seine Verhin-
derung erbringen kann, kann der 
Dienstgeber die Entlassung aus-
sprechen. In jedem Fall sollte dieses 
Gespräch vor Zeugen gehalten und 
darüber hinaus eine Gesprächsnotiz 
angefertigt werden.

8. Vorzeitige Beendigung 
von Lehrverhältnissen

Ein Lehrverhältnis kann nur in be-
stimmten Fällen vorzeitig beendet 
werden. Diese sind im Berufsausbil-
dungsgesetz explizit aufgezählt. 

Für weiterführende Auskünfte ste-
hen wir gerne zur Verfügung.

Zusatzinfo zur Kündigungsentschädigung: 

Diese umfasst die gesamten lau-
fenden Bezüge, anteiligen Son-
derzahlungen, allfällige sonstige 
Zuwendungen für den Entschädi-
gungszeitraum und gegebenenfalls 
neue (höhere) Alt-Abfertigungsan-
spruche und neue (höhere) Ersatz-

leistungen für Urlaubsentgelt für 
den Fall, dass im Entschädigungs-
zeitraum ein Anspruch darauf ent-
standen ist. 
Der Entschädigungszeitraum ist 
jener Zeitraum, der bis zur Beendi-
gung des Dienstverhältnisses durch 

Ablauf der bestimmten Vertragszeit 
(zB bei Vorliegen eines befristeten 
Dienstverhältnisses oder durch 
ordnungsgemäße Kündigung durch 
den Dienstgeber – also bis zum kor-
rekten Ende des Dienstverhältnis-
ses - hätte verstreichen müssen.

KIAB Kontrollen

Dabei kontrollieren sie, ob ein Fahr-
tenbuch vorhanden ist und somit 
keine private Nutzung des PKW’s 
erfolgt. Aufgrund der Fahrtenbuch-
verordnung muss der Dienstgeber 
das Fahrtenbuch nachweislich dem 
Dienstnehmer geben. Die Verpflich-
tung zur Führung eines Fahrtenbu-
ches gilt allerdings nur für berufs-

mäßige Lenker und nicht etwa für 
Bauarbeiter, die im Dienstwagen zu 
ihrem Arbeitsplatz fahren. Es müs-
sen daher bei derartigen Kontrol-
len keine Fahrtenbücher vorgelegt 
werden, da dies gesetzlich nicht 
notwendig ist. 
Entgegen anders lautenden Infor-
mationen sind die Arbeitsinspekto-

rate an solchen Straßenkontrollen 
nicht beteiligt. 

Gerne informieren wir Sie über Ihre 
Rechte und Pflichten bei derartigen 
Kontrollen.

Hermann Gandler

Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder informiert uns, dass die KIAB in Zusammen-
arbeit mit der Polizei Autos aufhält, bei denen sie vermutet, dass es sich dabei um 
Dienstwägen handelt.
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Logo, Werbemittel, Websites
Unterschiedliche steuerliche 
Behandlung von Marketingtools

Dies kann von der einfachen Vi-
sitenkarte bis zur umfangreichen 
Corporate Identity samt Logo, 
Imagebroschüre und Internetauf-
tritt reichen. Aus steuerlicher Sicht 
stellt sich die Frage, ob es sich um 
laufende und somit sofort absetz-
bare Aufwendungen handelt, oder 
ob diese zu aktivieren und auf meh-
rere Jahre verteilt abzusetzen sind. 
Im Folgenden werden zwei wesent-
liche Kategorien von Werbemitteln 
vorgestellt und deren steuerliche 
Behandlung beschrieben.

Logo, Drucksorten, 
Werbemittel

Die Gestaltung eines professionel-
len Logos bietet die Möglichkeit,  

das eigene Unternehmen als eigene 
Marke zu positionieren und ist oft 
Basis vieler Werbemaßnahmen. Die 
Gestaltung eines Logos sowie die 
Gestaltung von Drucksorten wie Vi-
sitenkarten, Briefpapier und Image-
broschüren ist steuerlich sofort 
als Betriebsausgabe abzugsfähig. 
Auch Kalender und Kugelschreiber 
mit Firmenaufschrift oder Logo, die 
Kunden überlassen werden, sind 
steuerlich abzugsfähig.

Websites

Wird eine Website erworben, so be-
steht eine Aktivierungspflicht. An-
schaffungskosten sind beispiels-
weise die Kosten für Webdesigner, 
Grafiker, Programmierer. Sobald die 

Website im Internet erreichbar ist 
(Online-Stellung) beginnt die steu-
erliche Abschreibung. Die Nut-
zungsdauer einer Website wird 
nach herrschender Ansicht mit drei 
Jahren angenommen. Die Internet-
Adresse kann ein unbefristetes 
Recht darstellen und ist in diesem 
Fall nicht abnutzbar. Wenn Sie Ihre 
Website selbst erstellen oder ei-
ner Ihrer Mitarbeiter diese erstellt, 
so gilt ein Aktivierungsverbot, d.h. 
die entsprechenden Personal- und 
Sachaufwendungen sind laufender 
Betriebsaufwand. Ebenfalls laufen-
der Betriebsaufwand sind laufende 
Aktualisierungen und Wartungen 
sowie Gebühren für den Internet-
provider.

Margit Gratz

Die richtige und vor allem ansprechende Präsentation gegenüber seinen Kunden ist 
für jeden Unternehmer ein zentrales Anliegen. 

Private Banking
Wir investieren in Beziehungen.

Das ist der Leitsatz und Erfolgsfaktor im Raiffeisen Salz-
burg Private Banking. Die persönliche, langfristige Bezie-
hung zum Kunden steht bei Raiffeisen im Vordergrund.

Aus jahrzehntelanger Erfahrung in der Finanzberatung 
bieten wir ausschließlich Anlageformen, die wirklich zu 
Ihnen passen. Die Basis bilden sichere Produkte wie 
das Sparbuch.

Für die langfristige Geldveranlagung ist die richtige 
Mischung aus Anlageprodukten entscheidend. Wer in 
Sachwerte investieren möchte, dem bieten wir neben 
Gold auch Immobilien. Unsere Anlageberater entwi-
ckeln individuelle Finanzkonzepte und wissen genau, 
worauf es bei der Beratung in Sachen Vermögensver-
waltung und Vermögensübertragung ankommt. Wir 
freuen uns darauf, Sie zu beraten.

Marketingmitteilung des Raiffeisenverband Salzburg reg.Gen.m.b.H. Vorlie-
gende Informationen stellen keine Anlageberatung oder Anlageempfeh-
lung dar. Sie dienen ausschließlich Informationszwecken und können eine 
individuelle Beratung nicht ersetzen. Jede Veranlagung in Finanzinstru-
mente ist mit einem Risiko verbunden. Der Wert der Anlage sowie die Höhe 

der Erträge können plötzlich und in erheblichem Umfang schwanken und 
daher nicht garantiert werden. Hinweis für Anleger aus Non-Euro-Ländern: 
Die Wertentwicklung kann infolge von Währungsschwankungen steigen 
oder fallen. 

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

rund um unser Büro, Onlinerechner
In dieser Ausgabe möchten wir Sie auf unsere Home-
page www.fritzenwallner-gandler.at hinweisen. Er-
gänzend zu der vorliegenden Druckversion, finden Sie 
auf unserer Homepage laufend aktuelle Nachrichten 
rund um das Thema Steuern. So sind beispielswei-
se im Bereich der „News“ die letzten Ausgaben von 
Steuern&Trends als download enthalten.
In der Rubrik der „Onlinerechner“ finden Sie unter an-
derem einen Brutto/Netto Rechner, Einkommensteu-
errechner oder einen Haushaltsrechner. Unter „Links“ 

finden Sie eine hilfreiche Übersicht von Landes- und 
Bundesförderstellen.
Auch dürfen wir Sie in diesem Zusammenhang auf die 
Homepage der Gruber & Partner Unternehmensbera-
tung GmbH mit der Adresse www.gruber-partner.at 
hinweisen.

Erkunden Sie das vielfältige Informationsangebot der 
beiden Websites. Mit diesem Angebot sind Sie immer 
aktuell und umfassend informiert.
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Lebensraum schaffen

Wie flüssige Lava dringt die Kom-
plexität unsrer Arbeitswelt in all 
unsere Lebensbereiche. Rasante 
Beschleunigung der Veränderun-
gen und beengende Zeitverdich-
tung machten uns zu Getriebenen. 
Die gleichzeitig steigenden Frei-
heitsgrade unserer Gesellschaft 
bewirken eine zunehmende Orien-
tierungslosigkeit. Der Mensch als 

„soziales Konstrukt“ (G. Hüther) 
braucht die Kommunikation. Es ist 
nicht die aufgewendete Zeit, es ist 
die Qualität der Beziehungen, die 
Zuwendung, die uns Halt gibt und 
uns hilft, unsere unterschiedlichen 
Fähigkeiten zu erkennen und  erfolg-
reich  einzusetzen.
Denn „wenn sich … viele Menschen 
mit unterschiedlichen Talenten in ei-
nem Netzwerk zusammen schließen, 
dann sind dies die idealen Voraus-

setzungen, um schon heute für die 
Herausforderungen der Zukunft ge-
rüstet zu sein.“ (M. Hengstschläger)

Es ist im Bestreben der Mittersiller 
Gesundheitstage, dem Thema „psy-
chosoziale Gesundheit“ Raum zu 
geben, damit Sie, liebes Publikum 
durch Experten gestärkt ihren Weg 
in die spannende Zukunft finden! Im 
Namen unseres Teams

Dr. Ingrid Novotna

Vorwort

Mittersiller Gesundheitstage

DIENSTAG 21.09.2010

Freitag 24.09.2010

Das einzig Stetige sind Verände-
rungen. Das Besondere unserer 
Zeit aber ist die massive Beschleu-
nigung, mit der diese auftreten. 
Der zunehmende Leistungsdruck  
(Leistung = Arbeit / Zeit), verbun-
den mit hoher Erwartungshaltung 

an Perfektion, führt oftmals zu 
Überforderungen, die ihren Aus-
druck in Phänomenen wie Depres-
sion oder Burn-Out finden.
Lassen wir uns durch Referen-
ten mit hoher professioneller und 
menschlicher Kompetenz inspirie-

ren, wie wir uns schützen können,  
um wesentliche Dinge, wie die Pfle-
ge sozialer Kontakte, die uns ohne-
hin so gut tun, nicht aus den Augen 
zu verlieren!

Univ.-Prof. Dr. Peter Heintel
Kurzbiographie und wissen-
schaftlicher Werdegang:

Studium Mathematik, Physik, Philo-
sophie, Germanistik, Organisations-
beratung, Kaufmännische Ausbil-
dung als Geschäftsleiter, Professor 
für Philosophie und Gruppendyna-
mik an der Universität Klagenfurt

„Innehalten“
Gegen die Beschleunigung - 
für eine andere Zeitkultur

„Als sie das Ziel aus den Augen 
verloren, verdoppelten sie ihre An-
strengung“: Aktionismus, Hektik, 
Beschleunigungen sind Reaktions-
formen auf Angst, ungelöste Prob-
leme, Konflikte, Ohnmacht; es fehlt 

uns die Ruhe der Distanz, die uns ge-
nauer hinschauen lässt. Wir müssen 
etwas tun, was immer es auch ist, 
um uns zu versichern, die Situation 
„im Griff“ zu haben; viele leere Kilo-
meter werden gelaufen. Wo brau-
chen wir Langsamkeit, Entschleu-
nigung, Pausen, Nachdenklichkeit, 
Besinnung? Wo schaden uns Aktio-
nismus und kurzfristiges Denken? 

Ist Erfolg / Misserfolg 
genetisch bedingt?

Was zählt, ist die Vielfalt
und Individualität!

Uniprof. Für Genetik Hengstschläger 
ist Mitglied vieler Wissenschaftsge-
sellschaften, u.a. stv. Vorsitzender 
der Ethikkommission des öster-
reichischen Bundeskanzlers, und 
war auch Mitglied der Päpstlichen 
Akademie für das Leben im Vatikan. 
Sein Bestseller „Die Macht der Gene“ 
wurde 2007 mit dem „Goldenen 

Buch“ ausgezeichnet und von den 
österreichischen LeserInnen zum 
beliebtesten Sachbuch gewählt. 
Obwohl sich Menschen genetisch 
von einander fast nicht unterschei-
den (nur 0,1 % der Gene sind ver-
schieden), ist doch dieser kleine 
Unterschied für viele Dinge aus-
schlaggebend. Zum Beispiel für un-
sere Talente. Talente können nicht 
erlernt oder trainiert werden, sie 
sind genetisch vorbestimmt und 
werden uns sozusagen mitgegeben. 
Talente sind wie Bleistift und Pa-
pier, die Geschichte müssen wir je-
doch selbst schreiben, fordert Prof. 
Hengstschläger seine Zuhörer auf. 
Wie kann diese „Geschichte“ erfolg-
reich werden? Hengstschläger ver-
tritt die These, dass jene Menschen, 
die genau das tun, wozu sie talen-
tiert sind, erfolgreich sein werden. 
Und wenn sich wiederum viele Men-
schen mit unterschiedlichen Talen-
ten in einem Netzwerk zusammen 
schließen, dann sind dies die ide-
alen Voraussetzungen, um schon 

heute für die Herausforderungen 
der Zukunft gerüstet zu sein.

Kabarett 
Herbert Steinböck Best of …

Die Welt wird immer giftiger und 
die Menschen immer dicker. Doch 
einer leistet Widerstand: Herbert 
Steinböck. Denn er lehnt nicht an 
der Tischkante und räsoniert über 
sein Leben, sondern fetzt über die 
Bühne, schwitzt, dampft und zeigt 
seinem Publikum mit Gesang und 
rhythmischer Sportgymnastik, wo 
man am besten abnimmt: nämlich 
beim Kabarett! 

Die Sensiblen bezaubert er mit 
Pantomime und Poesie, Skeptiker 
klopft er mit Slapstick und Gesang 
weich, und die Überschäumenden 
lädt er zum Mitspielen ein. Doch bei 
allem Übermut nennt er die Proble-
me beim Namen und erweckt das 
Gesundheitsbewusstsein.

Die Mittersiller Gesundheitstage 
sind zur Gänze gesponsert von  
der Sparkasse Mittersill und der  
s-Versicherung.

Montag, 20.09.2010 bis Freitag, 29.09.2010
Eine Veranstaltung des Gesundheitskomitees der Stadt Mittersill

Wir 
Gratulieren

Mag. Julian Holleis
zu seinem 30. Geburtstag
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Einladung Golfclub Mittersill

Erforderliche Rechnungsbestandteile 
für den Vorsteuerabzug

18 Mann (Frauen) stellten sich der Herausforderung Golf bei einer Tempe-
ratur von 35° im Schatten. Head Pro Tom Paterson und Golfmanager Heinz 
Aigner brachten unseren Damen und Herren die Faszination Golfsport näher, 
wobei der Spaß, wie auf dem Foto unschwer zu erkennen, im Vordergrund 
stand. Nach einstündiger Schwerstarbeit auf der Driving-Range verwöhnte 
uns im Golfrestraurant Severin Unterweger mit Schmankerln aus der Golfkü-
che. Nach ein paar Gläschen Wein mit sehr netten Klienten und Freunden 
unserer Kanzlei, ging ein wunderschöner Golfabend zu Ende. Wir bedanken 
uns recht herzlich bei Herrn Dr. Peter Enzinger für die Einladung, unseren 
Chef’s und bei allen die zu diesen schönen Stunden für unsere Kanzlei bei-
getragen haben. 	 Klaus Thöne

Damit der Unternehmer für an ihn 
fakturierte Rechnungen das Recht 
auf den Vorsteuerabzug hat, müs-
sen gemäß § 11 Umsatzsteuerge-
setz folgende Rechnungsbestand-
teile vorliegen:

	 Name und Anschrift des liefern-

	 den/leistenden Unternehmers

	 Umsatzsteueridentifikations- 
	 nummer (UID-Nr.) des liefern-
	 den/leistenden Unternehmers

	 Name und Anschrift des Rech- 
	 nungsempfängers

sofern der Rechnungsbetrag 
€ 10.000,– brutto überschreitet:
 
	 UID-Nummer des Empfängers

	 Rechnungsdatum

	 Tag der Lieferung, bzw. bei  

Anlässlich unserer Büroeröffnung in Mittersill wurde unsere Kanzlei vom Präsidenten des 
Golfclubs Mittersill Herrn Dr. Peter Enzinger zu einem Golfschnupperkurs eingeladen. 

Immer wieder werden bei Umsatzsteuerüberprüfungen seitens der Finanz unvollständi-
ge oder falsche Rechnungen beanstandet. Um einer nachträglichen Rechnungskorrektur 
vorzubeugen, erfahren Sie in diesem Artikel, worauf Sie besonders achten müssen.

Personelle Veränderungen
Kapeller Hermine hat mit dem  
31.07.2010 die über 15-jährige er-
folgreiche Zusammenarbeit mit 
unserer Kanzlei auf ihren eigenen 
Wunsch beendet. Sie wird eine 

neue berufliche Herausforderung 
selbstständig beginnen. Alle Kol-
legen, sowie die Geschäftsführung 
wünschten Ihr bei einer Feier im 
Gasthof Berghof in Hollersbach für 

diesen neuen beruflichen Lebens-
abschnitt das Allerbeste. 

Hermann Gandler
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	 sonstigen Leistungen der Leis- 
	 tungszeitraum

	 fortlaufende Rechnungsnummer
	
	 Menge und handelsübliche  
	 Bezeichnung der gelieferten  
	 Gegenstände, bzw. Art und Um- 
	 fang der sonstigen Leistung  
	 (wobei hier allgemeine Begrif- 
	 fe, beispielsweise „Lebensmit- 
	 tel“, „Getränke“, „Bekleidung“  
	 etc. keine handelsübliche Be- 
	 zeichnung darstellen und da- 
	 her nicht ausreichen)

	 Nettobetrag der Rechnung

	 anzuwendender Steuersatz;  
	 andernfalls Hinweis auf die  

	 Steuerbefreiung

	 auf das Entgelt entfallender  
	 Steuerbetrag

Bei Rechnungen, deren Bruttobe-
trag € 150,– nicht übersteigt (soge-
nannte Kleinbetragsrechnungen), 
genügen folgende Angaben:

	 Name und Anschrift des liefern- 
	 den/leistenden Unternehmers

	 Menge und handelsübliche Be- 
	 zeichnung der gelieferten Ge- 
	 genstände, bzw. Art und Um- 
	 fang der sonstigen Leistung

	 Tag der Lieferung bzw. Leis- 
	 tungszeitraum

	 Rechnungsdatum

	 Entgelt und Steuerbetrag in  
	 einer Summe (Bruttopreis)

	 Steuersatz

Erfolgt die Leistungsabrechnung 
mittels Gutschrift, so sind folgende 
zusätzliche Angaben erforderlich:

	 Hinweis über beiderseitiges  
	 Einverständnis, dass mit einer  
	 Gutschrift abgerechnet wird,

	 Nachweis, dass die Gutschrift  
	 dem Empfänger tatsächlich zu- 
	 geleitet wurde

Regina Lechner

Im Zuge des Abgabenänderungs-
gesetzes 2010 (AbgÄG 2010) haben 
sich auch im Bereich der Umsatz-
steuer einige Änderungen ergeben. 
Diese betreffen sowohl den Zeit-
raum, als auch die Grenzen für die 
Abgabe von Umsatzsteuervoran-
meldugen (UVA) bzw. Umsatzsteuer- 
Jahreserklärungen.

Die Grenze für die Möglichkeit der 
vierteljährlichen Abgabe der UVA 
wird von € 30.000 auf € 100.000 an-
gehoben.

Unternehmer, welche einen (Vor-
jahres-) Umsatz zwischen € 30.000 
und € 100.000 erwirtschaftet ha-
ben, müssen die Umsatzsteuervor-
anmeldung nicht mehr wie bisher 
monatlich abgeben, sondern kön-
nen dies vierteljährlich zu tun.

Die Grenze zur Einreichung der UVA 
beim Finanzamt von wird € 100.000 
auf € 30.000 gesenkt.

Das heißt, dass auch jene Unter-
nehmer die ihre UVA ab 2011 vier-
teljährlich erstellen, diese beim FA 
einreichen müssen. Die Einreichung 
erfolgt in der Regel elektronisch. 
Bisher war bei einem Umsatz unter 
€ 100.000 zwar die Erstellung einer 
UVA und auch eine fristgerechte 
Zahlung erforderlich, nicht aber die 

tatsächliche Abgabe der Erklärung 
beim Finanzamt.

Die Grenze für die Umsatzsteuer-
Jahreserklärung für Kleinunterneh-
mer wird von € 7.500 auf € 30.000 
angehoben.

Mit dieser Anpassung werden Klein-
unternehmer von der Abgabe einer 
Jahreserklärung befreit, sofern für 
das Veranlagungsjahr keine Steuer 
zu entrichten ist. Einer seit langem 
geforderten Angleichung der Um-
satzgrenzen für Kleinunternehmer 
seitens der Kammer der Wirtschaft-
streuhänder wurde somit wirt-
schaftlich sinnvoll entsprochen.

Manuela Rainer

Neue Grenzen für Umsatzsteuer-
voranmeldung und Umsatzsteuer-
Jahreserklärung ab dem Jahr 2011

Nicht vergessen!
Die Frist für die Umsatzsteuer-
rückvergütung im EU-Raum für 
das Jahr 2009 läuft mit 30. Sep-
tember 2010 ab!

Achtung Betrug!

Wir dürfen Sie in diesem Artikel auf 
einen aktuellen Fall hinweisen, 
welcher von der Abteilung der Wirt-
schaftskriminalität des Landepoli-
zeikommandos für Tirol aufgegrif-
fen wurde.

Nach Änderungen im Firmenbuch 
oder nach der Einreichung des Jah-
resabschlusses beim Firmenbuch 
erhalten Unternehmer in der letzten 
Zeit verstärkt Rechnungen mit be-
trügerischer Absicht.

Ein gewisser Herr Jan Lawall ver-
sendet dabei ein Schreiben mit dem 
Firmenaufdruck ADR Allgemeines 
Datenregister, mit angehängtem 
Erlagschein und fordert die Unter-
nehmer auf, den auf dem Erlag-
schein vorgedruckten Einzahlungs-
betrag in der Höhe von 518,84 € zu 
überwiesen. Aufgrund der Aufma-
chung des Schreibens gingen die 
Geschädigten von einem offiziellen 
Schreiben aus. Die Ähnlichkeit des 
von Jan Lawall versendeten Schrei-

bens mit dem durch die Wiener 
Zeitung versendeten Schreiben ist 
unzweifelhaft.

Sollten Sie ein Schreiben mit die-
sem Inhalt erhalten, bitte in keinem 
Fall einzahlen! Gegen Jan Lawall 
wird seitens der Staatsanwalt-
schaft bereits wegen gewerbsmä-
ßigen Betruges ermittelt.

Mag. Julian Holleis

Immer wieder versuchen Betrüger mit der Masche der Eintragung in ein offizielles, 
amtliches Register Unternehmer zu schädigen.

Auswirkungen der 
Liechtensteiner Steuer CD

Auf der CD waren Daten von 130 in 
Österreich steuerpflichtigen Per-
sonen. Von diesen Personen haben 
rund 60 beim Finanzamt Selbstan-
zeige erstattet. 6 Personen, deren 
Daten nicht auf der CD enthalten 
waren, haben nach dem Bekannt-
werden des Verkaufes Selbstan-
zeige wegen Steuerdelikten im 
Zusammenhang mit Konten in Liech-
tenstein erstattet. 
Gegen 16 in Österreich steuerpflich-
tige Personen, deren Daten auf der 

„Liechtenstein-CD“ enthalten gewe-
sen sind, wurden Finanzstrafverfah-
ren eingeleitet. Im Zusammenhang 
mit Stiftungen bzw. Konten in Liech-
tenstein wurden gegen vier weitere 
in Österreich steuerpflichtige Perso-
nen Finanzstrafverfahren eingelei-
tet; ob deren Datensätze auch auf 
der besagten CD enthalten gewesen 
sind, ist nicht bekannt. Bisher sind 
elf der Finanzstrafverfahren rechts-
kräftig abgeschlossen. Zwei davon 
endeten mit einer Verurteilung, wo-

bei teilweise bedingt nachgesehene 
Geldstrafen in Höhe von 90.000 € 
bzw. 45.000 € verhängt wurden. Sie-
ben Verfahren wurden eingestellt.

Hermann Gandler

Über die Liechtensteiner Steuer CD wurde sehr viel berichtet, aber noch viel 
mehr über deren Inhalt spekuliert. Nach dem nun vorliegenden Bericht 
der Anklagebehörde zeigt sich folgendes Ergebnis.
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